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Phantasie fiir eine kiinftige Hochschulfinanzierung

Hans Heinrich Schmid

Dass die Schweizer Hochschulen in einer
Finanzklemme stecken, braucht den Lesern
dieses Bulletins nicht erldutert zu werden.
Ebensowenig bedarf es hier einer Schilde-
rung der negativen Auswirkungen dieser Si-
tuation auf die Qualitdt von Lehre und For-
schung und auf die Wettbewerbsfahigkeit
der Schweizer Hochschulen und ihrer Ab-
solventen. Eine Verminderung der Lei-
stungsfahigkeit der Hochschulen konnte ge-
samtgesellschaftlich und volkswirtschaft-
lich einschneidende Folgen zeitigen.
Besonders bedriangend sind im Moment die
Finanzrestriktionen seitens der offentlichen
Hand; sie gehen an die Substanz. An der
Universitét Ziirich z.B. haben sich die Insti-
tutskredite seit 1990 um real rund 30% ver-
ringert. Die Bibliotheken stagnieren, Zeit-
schriften miissen abbestellt werden, Appara-
turen konnen nicht erneuert werden, das Ma-
terial fiir den Unterricht wird knapp. Profes-
suren werden gestrichen, Vakanzen nicht
iiberbriickt, Neuberufungen hinausgezogert,
administrative Stellen miissen unbesetzt
bleiben. Forschungsgelder miissen in die
Lehre umgelagert werden, «nur» Wiinsch-
bares kann vergessen werden.

Dies alles wire nicht unertriglich, wenn im
Hintergrund allein eine temporére, voriiber-
gehende Rezessionsphase stiinde, die durch-
zustehen wire. Doch die Probleme liegen
tiefer. Schon seit 1975 vermochten die Res-

Professor fiir Alttestamentliche Wissenschaft
und Allgemeine Religionsgeschichte. Rektor der
Universitit Ziirich

sourcen der Hochschulen den gestiegenen
Aufgaben nicht mehr zu folgen. Der seit lan-
gem erstrebte Anteil des Bundes von 25% an
den Gesamtausgaben der kantonalen Hoch-
schulen wurde in keiner Weise erreicht. Der
politischen Willensdusserung der eidgends-
sischen Parlamente zugunsten einer beson-
deren Forderung von Forschung und Wis-
senschaft folgten keine entsprechenden Fi-
nanzbeschliisse. Die Hochschulkantone
haben diese Liicke nicht aufgefiillt, sondern
im Gegenteil mittels der traditionellen Bun-
desbeitrdge und der neuen Leistungen der
Nichthochschulkantone ihre Staatshaushalte
entlastet. Der faktische Beitrag des Kantons
Ziirich an seine Universitit hat sich seit 1975
bis heute real (d.h. teuerungsbereinigt) um
11,5% verringert — bei einer gleichzeitigen
Zunahme der Studentenzahlen um 8000!
Die Finanzknappheit der Hochschulen ist
damit keineswegs nur rezessionsbedingt; sie
ist vielmehr struktureller Natur: Angesichts
der insgesamt wachsenden Staatsaufgaben
sind die Hochschulkantone an eine Grenze
ihrer Leistungsfahigkeit zugunsten der
Hochschulen gestossen, und die Beitréige
des Bundes und der Nichthochschulkantone
vermogen dieses Defizit bei weitem nicht zu
decken.

Strukturelle Probleme sind durch Einzel-
massnahmen nicht zu 10sen; sie miissen
strukturell angegangen werden. Die Finan-
zierungsstruktur der Universitdten ist
grundsitzlich zu iiberdenken. Dazu braucht
es Phantasie — und auch den Mut, Unge-
wohntes zu denken und zu priifen.

Der erste Gedanke liegt naheliegenderweise
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darin, den Blick iiber den einzelnen Hoch-
schulkanton hinaus zu lenken. Nicht nur die
ETHs, sondern auch alle kantonalen Univer-
sitdten erfiillen eine nationale Aufgabe —
auch fiir die Nichthochschulkantone. Doch
die Ausgaben der einzelnen Kantone fiir die
Hochschulen sind extrem unterschiedlich.
So liegt der Vorschlag nahe, die Grundlasten
der Hochschulen auf die ganze Schweiz zu
verteilen, sei es liber den Bund als Instanz
eines Lastenausgleichs oder in Form eines
auf die Deckung der faktischen Hochschul-
kosten angelegten Konkordates in Fort-
schreibung der bisherigen Interkantonalen
Vereinbarung iiber Hochschulbeitrage.

Als Alternative dazu konnte eine Verbreite-
rung der Trigerschaft der einzelnen Hoch-
schulen in der Form einer Regionalisierung
der Hochschulen erwogen werden. Einem
Kommentator der Neuen Ziircher Zeitung
kam dieser Weg zwar einmal als «etwas son-
derbiindlerisch» vor. Doch Zweckverbidnde
sind in unserem foderalistischen System kei-
neswegs unbekannt. Immerhin stellt der
neue, kurz vor der Ratifizierung stehende
Universititsvertrag zwischen den beiden
Basel, der einen Universitédtsrat mit Vertre-
tern beider Halbkantone vorsieht, einen er-
sten Schritt in diese Richtung dar. Die neue
Konvention iiber die «coordination universi-
taire en Suisse occidentale», die in erster
Linie die zwischenuniversitidre Kooperation
fordern will, deutet durch den Einbezug der
Kantone Wallis und Jura (und entsprechen-
de, bisher erfolglose Avancen in Richtung
auf den Kanton Solothurn) ebenfalls auf eine
Regionalisierung hin. Warum sollte im Zuge
solcher Entwicklungen nicht z.B. auch der
Gedanke einer ostschweizerischen Univer-
sitdt Ziirich gedacht werden diirfen?

Doch der eigentliche Grund fiir die Finanz-

klemme der Hochschulen reicht noch tiefer.
Er geht iiber die Ebene eines Verteilungs-
problemes noch hinaus. Die Kosten einer
Universitit sind seitens ihrer Lehraufgaben
weitgehend durch gesellschaftliche Ent-
wicklungen und bildungspolitische Ent-
scheide und seitens ihres Forschungsauf-
trags von den Entwicklungen der Wissen-
schaften abhéngig. Die Zuweisung der Mit-
tel aber erfolgt (jedenfalls bisher) im we-
sentlichen nach finanzpolitischen Kriterien.
Die Berechnung geht aus vom politisch
wiinschbaren Steuerfuss. Dann wird der
mutmassliche Steuereingang auf die ver-
schiedenen Departemente und die einzelnen
Bereiche des Staatshaushaltes verteilt, und
im grossen Bereich von Wissenschaft und
Forschung bzw. von Bildung und Erziehung
wird dann den Hochschulen zugewiesen,
was noch moglich ist. Die Aufgabenstellung
an die Hochschulen und die Zuweisung der
Mittel laufen unkoordiniert nebeneinander
her. Die Schere 6ffnet sich immer mehr.
Signifikantes Beispiel fiir diese Inkongruenz
ist, dass sich im Moment die zustindige
Bundesritin und ihr Staatssekretir entschie-
den gegen Zulassungsbeschrinkungen an
den Hochschulen aussprechen, ohne aber in
der Lage zu sein, fiir die dadurch entstehen-
den Kosten aufzukommen.

Das Problem spitzt sich sogar noch weiter
zu: Das Bundesamt fiir Statistik sagt fiir die
nédchsten Jahre einen weiteren Anstieg der
Studentenzahlen um 20% voraus. Hinzu
kommt die (in der Sache sehr begriissens-
werte) Neueinrichtung von Berufsmatur und
Fachhochschule, die weitere Mittel bean-
sprucht. Zusammen mit den Fachhochschu-
len werden wir bald auch in der Schweiz um
50% eines Jahrganges in der tertidren Aus-
bildung haben. Die Frage ist unausweich-
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lich: Ist unser politisches System in der
Lage, 50% eines Jahrgangs — pauschal for-
muliert — vom Kindergarten bis zum Dokto-
rat nahezu kostenfrei zu unterhalten?

Das Finanzierungssystem unserer Hoch-
schulen ist wohl noch grundsitzlicher zu
tiberdenken. Ich erlaube mir, ein Spiel-
modell zu skizzieren, mit dem dieses Pro-
blem — vielleicht — sachgerechter angegan-
gen werden konnte.

1. Ausgangspunkt dieses Modell ist, dass
sich ein Hochschulkanton dazu verpflichtet,
eine Grundausstattung fiir seine Universitit
zur Verfiigung zu stellen. Das sollte sich ein
Kanton aufgrund der sich daraus ergebenden
Standortvorteile leisten konnen: Gesamt-
wirtschaftlich gerechnet diirfte er von der
Universitét in einem seinen Aufwand durch-
aus entsprechenden Masse auch profitieren.
2. Davon ausgehend wire zu errechnen, wie
viel auf dieser Grundlage ein Studienjahr im
Schnitt kostet. Die sich aus dieser Rechnung
ergebende Zahl wire natiirlicherweise von
der Hohe des Basisbetrags abhingig. Sie
konnte sich z.B. in der Grossenordnung von
Fr. 25000 bewegen.

3. Politisch wire dann auszuhandeln, wie
diese Kosten verteilt werden, wieviel z.B. der
Tragerkanton noch iibernimmt, wieviel der
Herkunftskanton der Studierenden und wie-
viel der Studierende selbst. Ein erhohter Ei-
genbeitrag der Studierenden (z.B. iiber Stu-
diendarlehen) kann damit gerechtfertigt wer-
den, dass ein Universitidtsabsolvent in aller
Regel bis in sein spiteres Salér hinein auch
ein besonderer Nutzniesser der Hochschule
ist. Die Modalititen der Riickzahlung eines
Darlehens konnten iiber steuerrechtliche Re-
gelungen sogar so gestaltet werden, dass
auch der Kanton, in dem ein Hochschulab-

solvent spéter seine Steuern bezahlt, indirekt
noch zu den Ausbildungskosten beitragt.

4. Zusitzlich wire zu fragen, ob nicht auch
die Wirtschaft — neben den fiir alle geltenden
Steuern — noch zu einem Beitrag beigezogen
werden miisste: In der Berufsausbildung lei-
stet der Arbeitgeber durch die fiir die Aus-
bildung der Lehrlinge aufgewendete Zeit in-
direkt einen nicht unerheblichen Anteil an
Ausbildungskosten. Demgegeniiber werden
die Universitdtsabsolventen jenen Arbeitge-
bern, die Akademiker anstellen, mit einem
weit volleren Rucksack an Wissen und Kon-
nen franco Haus geliefert.

Zureichend durchdacht vermdochte ein sol-
ches System einerseits fiir die Universitéten
die unabdingbar nétige Relation von (Aus-
bildungs-)Aufgaben und Ressourcen zu
bringen; andererseits konnte dadurch zwi-
schen den einzelnen Hochschulen auch ein
durchaus positiv zu wertender Wettbewerb
entstehen. Denn keineswegs alle Studieren-
den wiirden jene Hochschule wihlen, die
ihre Diplome am billigsten abgibt. Es gibe
auch solche, die ihr Geld am besten anlegen
wollen und die fiir ihre Studienziele beste
Hochschule belegen. Und auf diese kdme es
schliesslich an.

Dieser Vorschlag ist ein Spielmodell. Viel-
leicht sind traditionelle Modelle besser oder
politisch konsensfdhiger. Jedenfalls sind
strukturelle Veranderungen der Hochschul-
finanzierung unbedingt notig. Im Blick auf
die in Kiirze beginnenden Diskussionen um
die néchste Beitragsperiode des Hochschul-
forderungsgesetzes und um eine (allfallige)
Neufassung der Interkantonalen Vereinba-
rung iiber Hochschulbeitrédge ist es hochste
Zeit, sich diesen Fragen zuzuwenden.



	Phantasie für eine künftige Hochschulfinanzierung

